Formulierungsvorschläge Heft 7-8/2013
Beitrag des Monats: Die spätere Ausgleichung und Anrechnung von Zuwendungen zu Lebzeiten des Erblassers
S. 224
Anordnung der Ausgleichungspflicht:

Der Übernehmer hat die heutige Zuwendung bei einer künftigen Erbfolge stets mit den anderen Abkömmlingen des Übergebers zur erbrechtlichen Ausgleichung zu bringen, sofern 

keine späteren lebzeitigen ausdrücklichen abweichenden Vereinbarungen vorliegen, die mindestens der Schriftform bedürfen, wenn und soweit das Gesetz keine strengere Form vorsieht und/oder keine letztwilligen Verfügungen des Übergebers getroffen werden, die abweichende Bestimmungen treffen.
Ausschluss der Ausgleichungspflicht (in der Regel vorzugswürdig):

Der Übernehmer hat die heutige Zuwendung bei einer künftigen Erbfolge in keinem Fall mit den anderen Abkömmlingen des Übergebers zur erbrechtlichen Ausgleichung zu bringen.

Belehrung über Auswirkungen im Pflichtteilsrecht:

Durch die angeordnete spätere Ausgleichungspflicht der heutigen Zuwendung erhöhen sich beim Tod des Veräußerers die gesetzlichen Pflichtteile der weiteren, heute nicht bedachten, Abkömmlinge des Veräußerers. Der Notar hat empfohlen, entweder mit diesen entsprechende, notariell zu beurkundende, Vereinbarungen zu treffen, die diese Folge ausschließen, oder – wenn dies nicht möglich ist – gegensteuernde Verfügungen von Todes wegen zu treffen. Durch solche kann jedoch der vorstehende pflichtteilserhöhende Effekt nicht vollständig kompensiert werden.

S. 225
Verlängerte Anrechnung: 

Die Vertragsteile vereinbaren, dass die heutige Zuwendung zunächst auf etwaige gegenüber dem Nachlass des zuerstversterbenden Elternteils bestehende Geldansprüche, insbesondere Pflichtteilsansprüche, anzurechnen ist und mit dem danach noch verbleibenden Rest auf den Pflichtteil gegenüber dem zuletztversterbenden Elternteil.
S. 227

Anrechnungsbestimmung:

Der Erwerber hat sich die heutige Zuwendung auf seinen gesetzlichen Pflichtteil (Pflichtteils-, Pflichtteilsrest- und Pflichtteilsergänzungsansprüche nach §§ 2315, 2325 ff. BGB) anrechnen zu lassen, und zwar mit dem (falls einschlägig:
 nach Abzug der heute vereinbarten Gegenleistungen einschließlich dem heutigen Kapitalwert der vorbehaltenen Rechte des Veräußerers verbleibenden) Verkehrswert im Zeitpunkt dieser Beurkundung. Nachträgliche Veränderungen, die den Wert ändern, bleiben daher außer Betracht. Der sich danach ergebende Anrechnungsbetrag ändert sich lediglich in demjenigen Verhältnis, in dem sich der Verbraucherpreisindex für Deutschland oder ein an seiner Stelle tretender Nachfolgeindex auf den Zeitpunkt des Ablebens des Veräußerers nach oben oder unten verändert.

Anordnung der Pflichtteilsanrechnung
:

Der Erwerber hat sich die heutige Zuwendung mit einem Wert von € *** auf seinen Pflichtteil nach dem Veräußerer anrechnen zu lassen. Er hat außerdem ihren Wert im Verhältnis zu den übrigen Abkömmlingen des Veräußerers auszugleichen, falls sich nicht hierdurch sein Pflichtteil im Gegensatz zur bloßen Pflichtteilsanrechnung erhöht.
S. 228 f.

[…]

Ausstattung [Schenkung], Abfindung

1. Der Erwerber und seine an dieser Urkunde beteiligten Geschwister erhalten die Zuwendungen in dieser Urkunde als Ausstattung [wenn nicht alle Kinder an der Urkunde mitwirken, u. U. besser: als Schenkung], deren Wert die Beteiligten als solchen heute nicht beziffern möchten, die aber bewirkt, dass der Erwerber und seine Geschwister als gleichgestellt gelten und wegen aller für das Anwesen erbrachten Dienstleitungen und Aufwendungen abgefunden sind.
2. Die Beteiligten vereinbaren untereinander, dass die in dieser Urkunde enthaltenen Zuwendungen
 auch in der Zukunft nicht zur Ausgleichung zu bringen sind und aus jeder Pflichtteilsberechnung ausscheiden.
 Der Erwerber und seine an dieser Urkunde beteiligten Geschwister verzichten darüber hinaus jeder für sich gegenüber ihren Eltern mit Wirkung auch für ihre Abkömmlinge auf ihren gesetzlichen Pflichtteil [wenn nicht uneingeschränkt bei den Weichenden zu erreichen, z. B. wegen erheblichen weiteren Vermögens und/oder fehlender oder geringer Abfindungsleistungen: …, die Geschwister jedoch nur gegenständlich beschränkt insofern, als sich für sie etwaige Pflichtteilsansprüche aufgrund der mit der heutigen Urkunde erfolgten Zuwendungen ergeben können].
 Jeder Verzicht gilt unabhängig von der künftigen Entwicklung der Vermögensverhältnisse und unabhängig davon, wer Erbe wird. Die Eltern nehmen diesen Verzicht an. [evtl., insb. bei früher häufigen sogenannten, „Pflichtteilsvermächtnissen“ im Ehe- und Erbvertrag der Veräußerer:] Unter diesen Verzicht sollen auch alle bisherigen Geldvermächtnisse der Eltern fallen, die den Pflichtteil oder mehr umfassen.

[Alternative zu 2., wenn Pflichtteilsverzichtserklärungen nicht zu erreichen sind: 

Der Erwerber und seine an dieser Urkunde beteiligten Geschwister haben sich die heutige Zuwendung auf ihren jeweiligen gesetzlichen Pflichtteil (Pflichtteils-, Pflichtteilsrest- und Pflichtteilsergänzungsansprüche nach §§ 2315, 2325 ff. BGB) anrechnen zu lassen, und zwar jeweils mit dem (falls einschlägig: nach Abzug der heute vereinbarten Gegenleistungen einschließlich dem heutigen Kapitalwert der vorbehaltenen Rechte des Veräußerers verbleibenden) Verkehrswert bzw. Nennwert im Zeitpunkt dieser Beurkundung. Nachträgliche Veränderungen, die den Wert ändern, bleiben daher außer Betracht. Der sich danach ergebende Anrechnungsbetrag ändert sich lediglich in demjenigen Verhältnis, in dem sich der Verbraucherpreisindex für Deutschland oder ein an seiner Stelle tretender Nachfolgeindex auf den Zeitpunkt des Ablebens des Veräußerers nach oben oder unten verändert.]

3. [Diesen Absatz nur verwenden, wenn nicht alle – bedachten! – Kinder des Veräußerers mitwirken: 
Alle Zuwendungen aufgrund dieser Urkunde an heute nicht mitwirkende Geschwister des Erwerbers begründen für diese eigene Ansprüche, welche diesen nach Abgabe eines Pflichtteilsverzichts gegenüber beiden Eltern nicht mehr entzogen werden können, zuvor nur durch den Erwerber mit notariell beurkundeter Zustimmung des Veräußerers. Solche Zuwendungen sind auf etwaige gegenüber dem Nachlass des zuerstversterbenden Elternteils bestehende Geldansprüche anzurechnen und mit dem Rest auf den Pflichtteil gegenüber dem zuletzt versterbenden Elternteil. Die Beteiligten müssen und werden die Empfänger solcher Zuwendungen hierauf hinweisen.]
praxisforum: Der Sachverständige bei der Abnahme der Bauträgerleistung

S. 263

Bauträgervertrag:

Die Wohnungseigentümergemeinschaft beschließt in ihrer ersten Versammlung über die Person eines Vertreters, der die Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums für den Erwerber und die anderen Erwerber abnimmt (Abnahmevertreter). Der Erwerber erteilt dem von der Wohnungseigentümergemeinschaft bestimmten Abnahmevertreter schon jetzt die – widerrufliche – Vollmacht, die Abnahme zu erklären und dabei alle weiteren zweckdienlichen Erklärungen abzugeben.
Teilungserklärung: 

Die Wohnungseigentümergemeinschaft beschließt über die Person eines Beauftragten, der die Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums als Vertreter der Erwerber entsprechend den Bedingungen, wie sie in den Erwerbsverträgen vereinbart sind, abnimmt (Abnahmevertreter). 

Vertragsbestimmungen zur Abnahme des Gemeinschaftseigentums:

(Die Vertragsbestimmungen zur Abnahme des Gemeinschaftseigentums des Bauträgervertrages werden in die Teilungserklärung übernommen, um eine kongruente Regelung zu erreichen.)
S. 264
Qualifikation des Abnahmevertreters:

Der Abnahmevertreter muss eine für die Beurteilung der Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums geeignete berufliche Qualifikation aufweisen. Er soll Architekt, Ingenieur, Bausachverständiger oder öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für Bauschäden sein; es kann auch eine Sachverständigenorganisation beauftragt werden. Personen, die an der Errichtung des Bauwerks beteiligt waren oder vom Bauträger unmittelbar oder mittelbar beauftragt waren oder sind, können nicht beauftragt werden.

S. 265

Abnahmevertreter und Sachverständiger: 

Der Abnahmevertreter soll Rechtsanwalt sein; es kann auch der Wohnungseigentumsverwalter beauftragt werden, sofern es sich nicht um den vom Bauträger bestellten Verwalter handelt. Neben ihm wird von der Wohnungseigentümergemeinschaft ein Sachverständiger beauftragt; er beurteilt die Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums gutachterlich auf ihre Abnahmefähigkeit. Der Abnahmevertreter erklärt auf dieser Grundlage die Abnahme. 

Der Sachverständige muss eine für die Beurteilung der Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums geeignete berufliche Qualifikation aufweisen. Er soll Architekt, Ingenieur, Bausachverständiger oder öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für Bauschäden sein; es kann auch eine Sachverständigenorganisation beauftragt werden. Personen, die an der Errichtung des Bauwerks beteiligt waren oder vom Bauträger unmittelbar oder mittelbar beauftragt waren oder sind, können nicht beauftragt werden.
S. 266

Weisung an den Abnahmevertreter zur Überprüfung der Abnahmefähigkeit: 

Der Abnahmevertreter wird auf der Grundlage der Bauträgerverträge von der Wohnungseigentümergemeinschaft namens der Erwerber beauftragt, die Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums auf ihre Abnahmefähigkeit hin zu überprüfen, hierzu ein schriftliches Gutachten (Begehungsprotokoll) über das Ergebnis seiner Feststellungen zu erstellen und unter der Voraussetzung der Abnahmefähigkeit die Abnahme namens und in Vollmacht der Erwerber unter dem Vorbehalt etwaiger Mängel gegenüber dem Bauträger schriftlich zu erklären.
Vergütung für den Abnahmevertreter (Teilungserklärung):

Die Höhe der Vergütung wird von der Wohnungseigentümergemeinschaft mit dem Abnahmevertreter vereinbart. Sie ist entsprechend seinem Miteigentumsanteil vom Erwerber geschuldet.

Auftragsabwicklung:

Bei der Beauftragung des Abnahmevertreters durch die Wohnungseigentümergemeinschaft sind von ihr folgende Bedingungen zugrunde zu legen: 

Die Beurteilung der Abnahmefähigkeit nach Prüfung der Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums liegt im pflichtgemäß auszuübenden Ermessen des Abnahmevertreters. Sofern sich das Gemeinschaftseigentum als abnahmefähig erweist, ist die Abnahme zu erklären; andernfalls ist die Abnahme zu verweigern. Über die Abnahmebegehung ist ein schriftliches Protokoll zu errichten, in dem mindestens die teilnehmenden Personen, die besichtigten Bauteile, die Tatsache, dass die Abnahme erklärt bzw. verweigert wird, der Abnahmezeitpunkt und die bei der Abnahme erkannten und vorbehaltenen Mängel sowie gegebenenfalls der Vorbehalt einer verwirkten Vertragsstrafe dokumentiert sind. Die bei der Objektbesichtigung festgestellten und vorbehaltenen Mängel können in der Form eines Gutachtens dargestellt werden; das Gutachten ist in das Abnahmeprotokoll einzubeziehen und ihm beizufügen.

Zur Abnahmebegehung sind sämtliche Erwerber, der Wohnungseigentumsverwalter und der Bauträger schriftlich einzuladen. 

Der Abnahmevertreter hat die Erwerber auf alle Umstände hinzuweisen, die für die Beurteilung der Bausubstanz von Bedeutung sind. Sofern die eigene Sachkunde für eine abschließende Beurteilung nicht ausreicht, hat er darauf hinzuweisen, dass die Hinzuziehung eines Fachgutachters notwendig ist. 

Der Abnahmevertreter hat die ihm von den Erwerbern überlassenen oder vom Bauträger übergebenen Unterlagen nach Erledigung des Auftrages an die Erwerber bzw. an den Verwalter herauszugeben.

S. 267

Grundlagen für die Beurteilung der Abnahmefähigkeit des Gemeinschaftseigentums:

Grundlagen für die Beurteilung der Abnahmefähigkeit des Gemeinschaftseigentums sind: 

· sämtliche Erwerbsverträge samt Baubeschreibungen und Vertragsplänen, 

· die anerkannten Regeln der Technik und sämtliche öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften, 

· gegebenenfalls ist auch das Prospektmaterial heranzuziehen.

Die Erwerber sind verpflichtet, diese Unterlagen dem Abnahmevertreter vollständig in Ablichtung auszuhändigen.

Eine vom Abnahmevertreter zu beanstandende Bauleistung liegt auch dann vor, wenn sie von der mit einigen oder auch nur mit einem Erwerber vereinbarten Bauausführung abweicht.

Dem Abnahmevertreter sind sämtliche das Objekt betreffende Unterlagen (Betriebs- und Bedienungsanleitungen usw.) zum Zweck ihrer Prüfung und Dokumentation zu übergeben.

Sicht- und Funktionsprüfung der Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums:

Die Prüfung der Bausubstanz des Gemeinschaftseigentums ist auf eine Sicht- und Funktionsprüfung beschränkt. Die Prüfung hat in allen Bereichen des Gemeinschaftseigentums zu erfolgen; dazu gehören auch die Bauteile und technischen Einrichtungen, die nur im Sondereigentum besichtigt und geprüft werden können oder nur von diesem aus zugänglich sind. Zu diesem Zweck gestattet der Erwerber dem Abnahmevertreter, den anderen Erwerbern und dem Bauträger, das von ihm erworbene Sondereigentum und etwaige Sondernutzungsrechte während der Abnahmebegehung nach schriftlicher Ankündigung zu betreten.

Haftung des Abnahmevertreters:

Der Abnahmevertreter haftet für Mängel bei der Prüfung der Bausubstanz. Er hat die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu beobachten.
� Nur bei Vorhandensein weiterer Abkömmlinge.


� Auch ohne diese Klarstellung wären diese Leistungen/Werte abzuziehen, da allein die „Nettobegünstigung“ anrechnungsfähig ist, siehe oben C.II.2.


� Auch bei dieser Regelung zum Inflationsausgleich handelt es sich letztlich nur um eine Klarstellung, da dieser nach h. M. ohnehin vorzunehmen ist, vgl. BGH NJW 1975, 1831; unberechtigt daher die Kritik bei Mayer/Süß/Tanck/Bittler/Wälzholz/J. Mayer, Hdb PflichtteilsR, § 11 Rn 66.


� Schlitt/G. Müller/G. Müller, Hdb PflichtteilsR, § 10 Rn 119.


� Also auch die Abfindungsleistungen an die Weichenden!


� Paralleler Pflichtteilsvertrag nach § 311b Abs. 5 BGB!


� Ein entsprechend beschränkter Pflichtteilsverzicht auf den (Netto)wert der Zuwendung kann natürlich auch vom Erwerber selbst so erklärt werden (in diesem Fall wäre immerhin eine sonst nicht mögliche „vollständige Anrechnung“ erreicht, vgl. oben C. IV.).





